
Klinkert (CDU/DA):

Es ist zumindest dadurch gesichert - ich habe den Vertrag im 
Moment nicht hier, das könnte Ihnen der Minister ganz konkret 
sagen daß wir die Energieerzeugung hier in der DDR behalten, 
und es ist dadurch gesichert, daß wir in Größenordnungen Inve­
stitionen auf dem Boden der jetzigen DDR durchführen werden. 
Ich möchte nur daran erinnern, daß zum Bau eines Kraftwerkes 
- und da sind solche Bauten vorgesehen - mindestens 2000 bis 
3000 Arbeitnehmer jahrelang beschäftigt werden.

(Zuruf von der SPD: Reiner Selbstzweck, ja?)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Eine weitere Anfrage: Bitte schön.

Kley (Die Liberalen):

Herr Abgeordneter, Sie sprachen so blumig von der Zerstö­
rung unserer Umwelt. Ist Ihnen klar, welche Schwierigkeit sich 
aus der Befreiung von Altlasten, über die kurzfristig zu entschei­
den ist, ergibt?

Ein weiteres Problem ist: Sie sprachen davon, daß unsere 
Kommunen, unser Land nicht das Geld hat für eine Sanierung 
des Energiesystems. Ist Ihnen bekannt, daß in diesem Vertrag 

ceht, daß irgendwelche anfallenden Kosten oder irgendwelche 
~"fJegativbilanzen von der DDR zu tragen sind? Wie vereinbaren 

Sie das?

(Beifall bei Liberalen und SPD)

Klinkert (CDU/DA):

Zur Problematik Umwelt: Das wissen Sie als Mitglied des Um­
weltausschusses so gut wie ich, daß der Umweltminister auf An­
trag darüber entscheiden kann, von welchen Umweltlasten ein 
Unternehmen befreit wird.

Genauso wissen wir, daß wir jeden Investor hundertprozentig 
abschrecken würden, wollten wir ihn mit den - die Zahl ist ja 
durchgesickert - mehr als 100 Mrd. Mark betragenden Umwelt­
altlasten, vor allem des Bergbaus, hier belasten.

(Beifall bei Liberalen, CDU/DA und DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Eine nächste Anfrage ist noch da. Bitte.

Böhme (SPD):

Herr Abgeordneter, gestatten Sie bitte eine Frage. Sie spra­
chen von der Entflechtung der Energiekonzeme nach zehn, 
zwölf Jahren. Können Sie das Modell bitte benennen, wie das 
aussehen soll?

Klinkert (CDU/DA):

Da würde ich Sie bitten, die Frage an den Minister weiterzurei­
chen. Auf jeden Fall ist es so, daß nach der Sanierung dann also 
funktionsfähige und auch wirtschaftlich arbeitende Energieunter­
nehmen zur Verfügung stehen, und die könnten dann sicherlich 
unter gewissen Konditionen den Kommunen übergeben werden.

(Unruhe bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Böhme (SPD):

Ich würde den Herrn Minister gern bitten, darauf zu antworten. 

(Unruhe)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Möchten Sie noch eine Frage beantworten? - Danke. 

Eine Meldung zur Geschäftsordnung. Bitte schön.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Ich hätte in diesem Zusammenhang noch eine Frage an den 
Herrn Staatssekretär.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Er war jetzt hier kein Redner. Ich denke, es gibt nur Zwischen­
fragen.

(Starke Unruhe)

Uns liegt jetzt hier ein Antrag vor, und zwar ein Antrag, unter­
zeichnet von Mitgliedern der Fraktion der SPD und Bündnis 90/ 
Grüne.

(Unruhe)

Der Antrag hat folgenden Inhalt: Die Volkskammer möge be­
schließen, erstens das Problem der zukünftigen Energieversor­
gung zur Erarbeitung einer Beschlußempfehlung in die Aus­
schüsse für Wirtschaft und für Umwelt, Naturschutz, Energie 
und Reaktorsicherheit zu überweisen und zweitens, die Regie­
rung zu beauftragen, die Unterzeichnung des Vertrages bis zu 
einer abgestimmten Beschlußempfehlung auszusetzen.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Die Sache ist inhaltlich klar, das heißt, alles, was in der Debatte 
hier ins Spiel gebracht worden ist, soll von den Ausschüssen be­
raten und zu einer Beschlußempfehlung verdichtet werden. Be­
vor diese Beschlußempfehlung nicht vorliegt, soll der Vertrag 
nicht unterzeichnet werden. Das ist der Inhalt des Antrags. Bitte 
schön, von der CDU-Fraktion der Abgeordnete Kamm.

Dr. Kamm (CDU/DA):

Ich unterstütze hier voll und ganz, was der Herr Minister 
Steinberg gesagt hat, daß er durch die Regierung beauftragt 
worden ist, entsprechend der Situation in unserem Land Ver­
handlungen zu führen, die die Energiesituation sicherstellen. 
Das ist meiner Meinung nach die Grundlage dafür, wie wir in Zu­
kunft überhaupt zu vertraglichen Regelungen innerhalb solchen 
wirtschaftlichen Gebarens kommen können. Da dieser Sachge- 
genstand noch nicht den Stand erreicht hat, daß er einem sol­
chen parlamentarischen Verfahrensweg entsprechen könnte, 
bin ich der Meinung, daß dieser Antrag abgelehnt werden muß.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Wird zu diesem Antrag weiter das Wort ge­
wünscht? Dieser Antrag hat zwei Teile. Ich muß darauf hinwei- 
sen: Das erste ist der Sache nach ein Überweisungsantrag, näm­
lich, diese Debatte an den Ausschuß zu überweisen .

(Unruhe)

Das kann man schon machen. Das zweite ist die Terminsetzung. 
Ich sehe dazu keine Wortmeldungen. Doch, bitte schön!

(Zuruf: Könnten Sie mir bitte sagen, wo in unserer Geschäfts­
ordnung steht, daß man eine Debatte in einen Ausschuß über­
weist?)

Das war meine Formulierung, um deutlich zu machen, was da­
hinter steht. Zur Abstimmung steht folgender Satz, ich werde
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